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"Bürokratie abbauen, Ausländerbehörden entlasten III: Wartezeitauskunft der Deutschen

Rentenversicherung bei Erteilung einer Niederlassungserlaubnis digitalisieren"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/5033 vom 19.02.2025

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/6175 des VF vom 20.03.2025
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Ludwig Hartmann, 
Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, Maximilian 
Deisenhofer, Gülseren Demirel, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bürokratie abbauen, Ausländerbehörden entlasten III:   
Wartezeitauskunft der Deutschen Rentenversicherung bei Erteilung einer  
Niederlassungserlaubnis digitalisieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Datenübermitt-
lung zwischen Rentenversicherung und Ausländerbehörden im Rahmen der Erteilung 
einer Niederlassungserlaubnis verbessert wird. Hierzu soll der Standard XAusländer 
um eine entsprechende Komponente erweitert werden, die eine automatisierte, medi-
enbruchfreie Datenübermittlung der Wartezeitauskunft der Deutschen Rentenversiche-
rung ermöglicht. 

 

 

Begründung: 

Die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis setzt in einigen Fällen die Vorlage einer 
Wartezeitauskunft der Deutschen Rentenversicherung voraus. Nach § 82 Abs. 1 Satz 1 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) muss die antragstellende Person dieses Dokument ei-
genständig bei der Rentenversicherungsanstalt oder im Versorgungsamt einholen und 
sodann an die Ausländerbehörden übermitteln. Eine digitale Schnittstelle zwischen der 
deutschen Rentenversicherung und den Ausländerbehörden würde diesen Prozess für 
alle Beteiligten vereinfach und beschleunigen. 

Der Standard XAusländer ist ein Datenaustauschformat zum elektronischen Austausch 
von Daten zwischen den Behörden in der Ausländerverwaltung in Deutschland. XAus-
länder wird seit November 2011 in den Behörden angewandt. Genutzt wird er z. B. in 
der Kommunikation der Ausländerbehörden untereinander, zwischen Ausländerbehör-
den und Meldebehörden und zwischen den Behörden im Austausch mit dem Auslän-
derzentralregister.  

Um welche Themengebiete und Schnittstellen der Standard XAusländer erweitert wird, 
legt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gemeinsam mit Vertreterinnen und 
Vertretern von Bund, Ländern und Kommunen und der Koordinierungsstelle für IT-Stan-
dards fest. Die Staatsregierung soll sich in diesem Rahmen für eine entsprechende Er-
weiterung des Anwendungsgebiets von XAusländer einsetzen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Ludwig Hartmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/5033 

Bürokratie abbauen, Ausländerbehörden entlasten III: Wartezeitauskunft der 
Deutschen Rentenversicherung bei Erteilung einer Niederlassungserlaubnis di-
gitalisieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Johannes Becher 
Mitberichterstatter: Peter Wachler 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 22. Sitzung am  
20. März 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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